
zu Drucksache 7/8752
zu Drucksache 7/7818
zu Drucksache 7/3448
15.09.2023

Drucksache 7/8771

Druck: Thüringer Landtag, 13. Oktober 2023

Thüringer Landtag
7. Wahlperiode

B e s c h l u s s

Update für den öffentlichen Dienst: Thüringer Justiz zu-
kunftsfest aufstellen

Der Landtag hat in seiner 118. Sitzung am 15. September 2023 folgen-
den Beschluss gefasst:

I. Der Landtag stellt fest:

1. Gerade in schwierigen Zeiten hat die Justiz gezeigt, dass sie für 
den Erhalt der Demokratie unerlässlich ist. Die aktuell anstehen-
den Herausforderungen und notwendigen Fortentwicklungen ins-
besondere der Digitalisierung müssen bereits heute in den Blick 
genommen werden. Daher ist eine Analyse der Strukturen sowie 
der Aufgaben in der Thüringer Justiz unerlässlich.

2. Eine zukunftsfeste Justiz lebt von gut ausgebildeten, der Demo-
kratie verbundenen Menschen in allen Bereichen. Ihre Arbeit muss 
Wertschätzung erfahren, sie müssen angemessen bezahlt werden 
und die Möglichkeit für eine individuelle Weiterentwicklung haben.

3. Eine zukunftsfeste Justiz muss sich darauf verlassen können, dass 
Altersabgänge durch erfahrene Kolleginnen und Kollegen ausge-
glichen werden. Dass Wissen der Berufserfahrenen auf jüngere 
Kolleginnen und Kollegen weitergegeben wird, ist ein maßgebli-
cher Faktor für den Qualitätserhalt in der Justiz.

4. Für eine zukunftsfeste Justiz bedarf es auch einer zeitgemäßen 
Juristenausbildung. Der Grundbaustein wurde durch die Neufas-
sung des Thüringer Juristenausbildungsgesetzes gelegt. Die Aus-
bildung muss die Juristinnen und Juristen dazu befähigen, die 
aktuellen und zukünftigen inhaltlichen sowie organisatorischen 
Anforderungen zu erfüllen.

5. Eine zukunftsfeste Strafjustiz benötigt die reibungslose Zusam-
menarbeit mit den übrigen Landesbehörden, eingebettet in einen 
klaren gesetzgeberischen Rahmen. Eine besondere Bedeutung 
hat dabei auch die Ermittlung elektronischer Beweise. Perspek-
tivisch betrachtet wird die Zahl der Ermittlungsverfahren, in de-
nen die Auswertung digitaler Spuren erforderlich ist, weiter dra-
matisch ansteigen. Die Situation verschärft sich dadurch, dass 
auch in den einzelnen Ermittlungsverfahren die auszuwertende 
Datenmenge enorm aufwächst.

II. Der Landtag fordert die Landesregierung auf,
1. für den gesamten Justizbereich eine Aufgabenanalyse durchzu-

führen und dabei besonders die Veränderungen der Arbeitsab-
läufe durch die Digitalisierung und die Einführung der eAkte zu 
berücksichtigen;
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2. die Ergebnisse der Analyse zum vorgenannten Punkt II 1. und 

eine darauf aufbauende aufgabenorientierte Personalbedarfspla-
nung dem zuständigen Fachausschuss durch einen Zwischenbe-
richt (als Arbeitsstand) bis zum Ende des zweiten Quartals 2024 
und einen Abschlussbericht bis spätestens ein halbes Jahr nach 
vollständiger Einführung der eAkte, das heißt voraussichtlich bis 
zum 30. Juni 2026, vorzulegen;

3. den anstehenden Generationenwechsel und Personalmangel in 
der Justiz durch eine proaktive Personalpolitik anzugehen und 
dafür zu sorgen, dass der Wissenstransfer zwischen den Gene-
rationen gesichert ist;

4. die Juristenausbildung an allen Thüringer Ausbildungsstandor-
ten der Justiz einheitlich und unter Verwendung digitaler Unter-
richtsmaterialien und -methoden weiterzuentwickeln und sowohl 
die Inhalte als auch die Methodik den aktuellen und den zukünf-
tigen Herausforderungen in der Justiz anzupassen;

5. bei der Einstellung von Personal dafür zu sorgen, dass die Quali-
tät der Justiz weiterhin auf hohem Niveau gesichert bleibt;

6. ein zeitgemäßes, qualitativ hochwertiges Fortbildungsprogramm 
anzubieten und den Fachkräften aller Fachbereiche der Justiz 
eine Teilnahme zu ermöglichen;

7. den Justizvollzug mit dem nach § 108 Abs. 2 Thüringer Justizvoll-
zugsgesetzbuch erforderlichen Personal auszustatten;

8. gemeinsam mit dem Land Sachsen sicherzustellen, dass Be-
dienstete, die aus Thüringen in die zukünftige Justizvollzugsan-
stalt (JVA) Zwickau und damit in den sächsischen Justizdienst 
wechseln, danach nicht gegen ihren Willen an andere Orte ver-
setzt werden können; hierzu soll eng mit der Personalvertretung 
der JVA Hohenleuben zusammengearbeitet werden;

9. dass in Anbetracht der Datenmengen, die im Rahmen strafrecht-
licher Ermittlungen unter Wahrung der bürgerrechtlichen Garan-
tien sichergestellt und ausgewertet werden müssen, die zustän-
digen Behörden die für diese Aufgabenerfüllung notwendigen 
Mittel erhalten sollen;

10. die Berufs- und Arbeitssituation der Thüringer Gerichtsvollziehe-
rinnen und -vollzieher zu evaluieren und in einer ergebnisoffenen 
Analyse die Frage der Umstellung der Ausbildung der Gerichtsvoll-
zieherinnen und -vollzieher auf ein Hochschulstudium zu prüfen;

11. zum vorgenannten Punkt einen abschließenden Bericht bis spä-
testens Ende des zweiten Quartals 2024 dem Justizausschuss 
vorzulegen.

Birgit Pommer 
Präsidentin des Landtags
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